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Versprochen… und wieder nicht gehalten
Unter Ver-

trauen wird
die Annahme
verstanden,
dass Entwick-
lungen einen
positiven oder
erwarteten
Verlauf neh-
men.

Ein wichtiges Merkmal ist dabei
das Vorhandensein einer Hand-
lungsalternative. Dies unterscheidet
Vertrauen von Hoffnung. Vertrauen
beschreibt auch die Erwartung an
die politische Führung, dass deren
künftige Handlungen sich im Rah-
men von gemeinsamen Werten
oder moralischen Vorstellungen be-
wegen werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

was ist es denn noch wert, wenn
die Hessische Landesregierung seit
Monaten im Zusammenhang mit
der Neuordnung des Hessischen
Dienstrechts verspricht, die Gewerk-
schaften in den Erneuerungspro-
zess einzubinden, um dann nun-
mehr mit dem fadenscheinigen
Argument einer besonderen Eilbe-
dürftigkeit einen selbst gestrickten
Gesetzesentwurf in den Landtag
einzubringen?

Hat dies etwas mit Vertrauen zu
tun? Sieht so etwa eine moderne Re-
form unter Beteiligung der betroffe-
nen Beschäftigten aus?

Nein, Kolleginnen und Kollegen,
das hat nichts mit alledem zu tun.

Dies zeigt einmal mehr die Art,
wie eine Hessische Landesregie-
rung mit den Polizeibeschäftigten
umgeht.

62 Jahre Lebensarbeitszeit bei
bis zu 42 Stunden Wochenar-
beitszeit, das ist das wahre Vor-
haben, das hinter der Politik die-
ser Regierung steckt.

Warum hat man dies nicht von
Beginn an so dargestellt, dann hätte
man sich auf einer anderen Diskus-
sionsebene befunden. Und, es wäre
die Wahrheit gewesen.

Lange Zeit sprach man von den
sogenannten kommunizierenden
Röhren, also eine Erhöhung der Le-
bensarbeitszeit muss bei der Wo-
chenarbeitszeit Berücksichtigung
finden.

Dies ist auch das eindeutige Er-
gebnis der Mediatoren in ihrem Be-
richt an die Landesregierung gewe-
sen.

Wir standen also vor der Situati-
on, dass unsere Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten bis 62 Jahre ar-
beiten sollen, dann aber mit einer
Absenkung der Wochenarbeitszeit,
oder es bleibt bei der besonderen
Altersgrenze von 60 Jahren und die
Wochenarbeitszeit von bis zu 42
Jahren bleibt bestehen.

Kolleginnen und Kollegen, wir
haben den politisch Verantwortli-
chen das Vertrauen geschenkt und
uns darauf verlassen, dass man uns
mit ins Boot nimmt, um eine Reform
auch im Sinne der Beschäftigten auf
den Weg zu bringen.

Nun hat man uns wieder ein-
mal fallen gelassen und man will
wohl eher doch den brutalst
möglichen eigenen Weg be-
schreiten.
Ich nenne dies einen neuerli-
chen Vertrauensbruch.

Was könnte also auf unsere Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte
zukommen, wenn dieser Gesetzes-
entwurf durch die Lesungen im
Landtag in ein Gesetz geformt wird?

l Die besondere Altersgrenze wird
auf 62 Jahre erhöht

l Umsetzung ab dem 01.01.2012

l Für die Jahrgänge 1952 bis
1964 stufenweise Anhebung

l Ruhestand mit 60 Jahren auf An-
trag; aber mit Versorgungsab-
schlägen

l Möglichkeit einer Verlängerung
bis zu 2 Jahre

Eine ganz zentrale Rolle nimmt
die Erhöhung der Lebensarbeitszeit
für Beschäftigte ein, die während ih-
rer polizeilichen Tätigkeit Schicht-
dienst geleistet haben.

Seit Jahren gibt es hierzu kon-
struktive Vorschläge der GdP,
auch auf Bundesebene, die sich
mit der Faktorisierung von
Schichtdienst beschäftigen.

Immer wieder haben wir verdeut-
licht, dass es viele Beispiele aus an-
deren Ländern gibt, die starre Rege-
lungen getroffen haben, und das
war der falsche Weg.

Nun platzt das Überraschungsei
der Landesregierung und man setzt
auf genau das gleiche Pferd. 20
Jahre soll die neue starre Grenze
sein. Wer also mehr als 20 Jahre
Wechselschichtdienst oder andere
belastende Dienste geleistet hat,
kann weiterhin mit 60 Jahren in den
Ruhestand treten.

Alle Zeiten eines jeden Einzelnen
sollen addiert werden.

Ich bin sehr gespannt, wenn dies
so kommen sollte, wer das alles
ausrechnen wird und welchen Ver-
waltungsaufwand wir wieder ein-
mal betreiben müssen.

Betrachtet man die zunehmen-
den gewaltsamen Übergriffe auf
Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte und die weiter steigende Ar-
beitsverdichtung bei weniger Perso-
nal ist es ein Gebot des Vertrauens
und auch der Fairness den Kollegin-
nen und Kollegen gegenüber, die
täglich, und insbesondere im
Schichtdienst die Sicherheit der Bür-
gerinnen und Bürger garantieren
möchten, dass man diese Arbeit
auch honoriert.

Bitte erklären sie doch einmal
selbst und von Angesicht zu An-
gesicht einer Kollegin oder ei-
nem Kollegen mit einer Schicht-
zeit von 19 Jahren, dass diese
Zeit nicht honoriert wird.
Ich kann das nicht erklären.

Wir fordern auch weiterhin,
dass 40 Jahre Polizeidienst zu ei-
ner besonderen Altersgrenze
von 60 Jahren führen muss.

Der Gesetzesentwurf wird nun
zunächst im Innenausschuss weiter
behandelt. Unsere Positionen sind
klar, wir werden sie auch genau so
einbringen.
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Landespolizeibeauftragter beim
Hessischen Landtag

Etwas Neues soll her, auch hier-
bei handelt es sich um einen einge-
brachten Gesetzesentwurf, diesmal
aus der Fraktion der SPD, in den
Landtag.

Mobbingvorwürfe in der Hessi-
schen Polizei, unangemessene
Durchführung von Disziplinarver-
fahren und unsensibler Umgang
mit Beschäftigten. Das alles hat uns
in der letzten Zeit verfolgt.

Und, des Rätsels Lösung, so die-
ser Entwurf, soll diese neu einzurich-
tende Funktion sein. Auf den ersten
Blick ein möglicherweise sinnvolles
Vorhaben, unseren Kolleginnen
und Kollegen behilflich zu sein, un-
abhängig und vertrauensvoll einen
Ansprechpartner zu finden.

Die Frage, die sich mir stellt ist je-
doch, brauchen wir dies wirklich,
haben wir dies nicht eigentlich
schon?

Wer ist denn für die Kolleginnen
und Kollegen da, wenn es Probleme
gibt, an wen können und sollen sie
sich denn wenden?

Es sind doch unsere Personalräte
und die Gewerkschaften, die sich
für die Interessen und bei auftreten-
den Problemen dafür einsetzen.

Im Widerspruch der Landesregie-
rung zu dem Gesetzesentwurf heißt
es, dass es doch starke und lei-
stungsfähige Personalräte bei der
Polizei gebe, die dem Auftrag ge-
recht werden können.

Das ist schon eine sehr erstaunli-
che Sichtweise, waren es doch die
gleichen Verantwortlichen, die
1999 und 2003 zu den weitgehen-
den Veränderungen im hessischen
Personalvertretungsrecht gesorgt
haben.

In der gesamten öffentlichen Ver-
waltung in Hessen und im Vergleich
zu den anderen Bundesländern
sucht dies seinesgleichen.

Auf einer Ligatabelle befinden wir
uns im Personalvertretungsrecht
nicht nur auf einem Abstiegsplatz,
nein wir haben seit vielen Jahren die
rote Laterne.

Stärken sie die Personalräte,
dann brauchen sie auch keine
neue Institution wie den Landes-
beauftragten beim Hessischen
Landtag.

Letzte Meldung – Ministerpräsi-
dent Koch tritt zurück

In der letzten Stunde vor dem
Druck dieser Ausgabe drang noch
die Mitteilung des Ministerpräsiden-
ten Roland Koch zu uns durch, ab
dem 01.09.2010 nicht mehr als Mi-

nisterpräsident zur Verfügung zu
stehen.

Seit diesem Zeitpunkt streiten sich
die Geister, ob die Mitteilungen von
ihm die wahren Beweggründe zu
dieser Maßnahme sind oder dies
eine Inszenierung vor einem mögli-
cherweise erzwungenen Rückzug
ist.

In den kommenden Tagen, also
dann auch zum Zeitpunkt des Er-
scheinens dieser Ausgabe, werden
wir alle möglicherweise etwas
schlauer sein.

Für mich bleibt eine kernige Aus-
sage unseres jetzigen Dienstherrn,
Innenminister Bouffier hängen, der
als Nachfolger von Roland Koch in
den Startlöchern steht. In der Pres-
sekonferenz gemeinsam mit dem
MP teilte er mit, dass, wenn er denn
gewählt wird, er dafür sorge, dass
die CDU ihren eigenen politischen
Stil weiter in gewohnter Manier fort-
führen wird.

Eine Bitte, Herr Bouffier – bitte
tun sie dem Land Hessen nicht
das an, was sie in den vergange-
nen Jahren mit der hessischen
Polizei getan haben. Eine solche
Führungskultur wird ihnen auf
dem möglichen neuen Posten
mehr schaden als nutzen.

Peter Wittig

Titelthema

Bezirksgruppe Westhessen auf dem
Landesdelegiertentag

4 Jahre waren seit dem letzten
Delegiertentag in Rothenburg/Ful-
da vergangen. Einige Ziele, welche
wir damals festgelegt hatten, konn-
ten in dieser Zeit verwirklicht wer-
den, andere mussten aufgrund der
finanziellen und politischen Situati-
on erst einmal auf Eis gelegt wer-
den. Und nun stand der nächste
Landesdelegiertentag vor der Tür.
Mensch was war die Zeit vergan-
gen.

Vom 17.-19-März 2010 trafen
sich Dieter Kurth, Siegfried Müller,
Marianne Wolf und Nils Stößinger
von der Kreisgruppe Bad Homburg,

Rainer Becker, Karl-Heinz Pöhland
und Klaus Schmidt von der KG Lim-
burg-Weilburg, Beate Gretzschel,
Thomas Hasler und Thomas Tauber
von der KG Main-Taunus Kreis, Wil-
fried Honecker, Volker Kaczmarek,
Hans-Jürgen Lieberknecht und Me-
lanie Schwirtlich von der KG PASt
Wiesbaden, Daniel Klimpke und
Arne Völker von der KG Rheingau,
Klaus Lieber, Bernd Wahnel und
Karl Klute von der KG Untertaunus,
Gernot Lehr und Achim Nickel von
der KG Usingen, Martin Fraund,
Rolf Krause, Beate
Ohl-Hachenberger, Anton Schardt
und Saskia Melanie Struß von der

KG Wiesbaden als ordentliche De-
legierte in Weilburg.

Im offiziellen Teil des ersten Tages
wurden die Polizeipräsidenten, Ver-
treter der Landtagsfraktionen und
weitere Ehrengäste, unter anderem
Dr. Heiner Geißler begrüßt.

Letzt genannter hielt eine fesseln-
de Rede zum Thema Sozialstaat und
Weltwirtschaft und hielt die negati-
ven Begleiterscheinungen einer zu-
nehmenden Globalisierung vor Au-
gen. Schade, dass es nicht mehr
Politiker mit diesem sozialethischen
Charisma gibt.



Nach Ende des offiziellen Teils er-
öffnete Jörg Bruchmüller den 24.
ordentlichen Delegiertentag. In sei-
ner Ansprache zeigte Jörg Stationen
gewerkschaftlicher Arbeit in der ver-
gangenen Vorstandsperiode auf.
Die Betreuung der Kollegen vor Ort
während der Fußballweltmeister-
schaft, die Postkartenaktion und die
Demo in Kassel, bei welcher die Kol-
legen von unserem Innenminister
als Krawallmacher bezeichnet wur-
den. Auch aufgezeigt wurde die To-
leranz und Dynamik der GdP, wel-
che auf die kleineren
Gewerkschaften DPolG und BdK zu-
ging, um u.a. das Thema der Stel-
lenblase A10 gemeinsam zu lösen.

Nach dem Bericht der Kassen-
prüfer wurde der Vorstand entlastet.
Zur Wahl des neuen Vorstandes tra-
ten nicht mehr alle Kandidaten u.a.
wegen Erreichen der Altersgrenze
an. So ging zwischenzeitlich Erika
Büttner in Rente und Mike Messer in
Pension. Der neue Landesvorstand
setzt sich nun zusammen aus Jörg
Bruchmüller als Vorsitzenden. Zu
Stellvertretern wurden Jörg Schuh-
macher (BZG SOH), Lothar Hölzgen
(BZG WH), AndreasGrün (BZG MH)
und Heinz Schiskowsky (HLKA) ge-
wählt. Letzterer tritt die Nachfolge
von Erika Büttner an. Jürgen
Aschenbrenner wurde als Kassierer
für den ausscheidenden Mike Mes-
ser und Peter Wittig als dessen Stell-
vertreter gewählt. Alter und neuer
Schriftführer ist Ewald Gerk (BZG
OH), dessen Stellvertreter Wolfgang
Link (BZG F).

Weiter ging es mit einer Sat-
zungsänderung, nämlich der Auf-
nahme von 2 weiteren Mitgliedern
im geschäftsführenden Landesbe-
zirksvorstand begann. Gewählt
wurden Sandra Temmen von der
Landesfrauengruppe und Ralf

Humpf, Vertreter der Kripokommis-
sion als Beisitzer mit gleichem
Stimmrecht wie der übrige Vor-
stand.

Am Abend fand der geplante Be-
zirksgruppenabend statt. Mit einer
One Man Show vom Feinsten sorgte
Jonas Weyand von der PASt Wies-
baden. Ein begnadeter Spieler auf
der Gitarre. Neues und Oldies, für
jeden Geschmack war was dabei.
Es dauerte auch nicht lange bis sich
im Gewölbekeller des Hotels Lin-
denhof Partystimmung einstellte
und es die meisten Kollegen auf die
Tanzfläche zog.

Es war schon spät, als Jonas mit
„San Francisco“ das letzte Lied an-
kündigte. Aber er hatte die Rech-
nung ohne uns gemacht. Erst nach
weiteren 4 Zugaben ließen wir ihn
gehen und der Abend fand bei noch
anschließenden Gesprächen einen
gemütlichen Ausklang.

Am nächsten Morgen war eini-
gen Kollegen der geringe Schlaf an-
zusehen. „Auf die Zähne gebissen
und weiter, so das Motto eines Kolle-
gen. Nach dem Frühstück ging es
auch gleich an die Behandlung der
Anträge. Wichtige Themen der Be-
zirksgruppe Westhessen, zuvor auf
dem Bezirksdelegiertentag im Ok-
tober 2009 beschlossen, wurden
hier auf dem Landesdelegiertentag
angenommen, mit gleichen Anträ-
gen zusammengelegt oder als Ar-
beitsmaterial verfügt. Zu diesen
Themen gehörte unter anderem die
Einstufung der Wachpolizei in die
VergGr. Vc, Reduzierung der Wo-
chenarbeitszeit, Anpassung und
Neuregelung der DUZ, Erhöhung
der Aufwandsentschädigung für
Leichesachbearbeitung, Abgeltung
von Mehrarbeit etc. um nur einige
zu nennen.

Um 17.00 Uhr wurde die Arbeits-
tagung beendet, da der Saal für den
bunten Abend umgebaut werden
musste. Also suchte jeder seine Un-
terkunft auf und machte sich für den
Abend zurecht. Ich selber gönnte
mir ein kurzes Nickerchen. Danach
ging es ins Bad zum Aufbrezeln.

Nach dem Essen wurde es bunt.
Zuerst durch die Lichter und dann
durch die Akteure. Neben den Auf-
tritten eines Duos, welches Klassiker
aus Pop und Rock wiedergaben,
spielte die Band Wanda einige Har-
drock Stücke. Vom Hocker gehauen
hat mich das Ensemble Pinochio 90
mit Stücken aus bekannten Musi-
cals.

Das Highlight kam zum Schluss.
Jonas Weyand, welcher uns schon
am Vorabend einen Vorgeschmack
seines Könnens lieferte, trat mit sei-
ner Band in der Rockie-Williams-
Show auf.

So gut gecovert, dass es nieman-
den auf den Sitzen hielt. Alle stürm-
ten vor die Bühne, tanzten, klatsch-
ten, hüpften zum Takt. Irgendwann,
es war etwa 02:30 Uhr schlichen
Bernd Wahnel und ich zu unserem
Hotel. Wir waren uns einig, wir ha-
ben den mit Abstand schönsten
Abend erlebt.

Aufgrund der intensiven Arbeit
vom Vortag, konnten am dritten Tag
die Anträge in rascher Folge behan-
delt werden, so dass die Delegierten
nach dem Mittagessen den Heim-
weg antraten. Zu guter letzt noch ein
Dankeschön an die Organisatoren.
Allen voran Lothar Hölzgen, Klaus
Schmitt und die Kollegen aus Lim-
burg und Weilburg.

Karl Klute

Aus dem Gerichtssaal

VIEL ALKOHOL BRACHTE VIEL ÄRGER
Wegen fahrlässiger Trunkenheit

in Verbindung mit Widerstand ge-
gen Polizeibeamte, geschehen am
26. August vergangenen Jahres,
gegen 3.30 Uhr, in Oberursel,
musste sich ein 32 Jahre alter Mann
vor dem Bad Homburger Amtsge-

richt verantworten. Am Ende der
Beweisaufnahme entschieden
Staatsanwalt und Richterin, das Ver-
fahren wird wegen geringer Schuld
des Angeklagten eingestellt.

In der Augustnacht war die Polizei
telefonisch von einem Anrufer in

Kenntnis gesetzt worden, dass ein
erheblich betrunkener Mann mit
dem Auto in Oberursel unterwegs
sei. Dazu gab es eine recht gute Be-
schreibung des offenbar stark alko-
holisierten Autofahrers. Die Polizei
konnte im Verlaufe der Fahndung

9
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den besagten Pkw in Oberursel am
Straßenrand parkend ausfindig
machen. Darin saßen zwei Männer.
Doch die zuvor erhaltene Beschrei-
bung passte auf den Mann auf dem
Beifahrersitz. Da zu diesem Zeit-
punkt nicht eindeutig klar war, ob
dennoch der auf dem Fahrzeugsitz
befindliche Mann zuvor den Wagen
steuerte, wurden beide zwecks Blut-
entnahme zur Dienststelle Oberur-
sel mitgenommen. Zunächst verlief
alles friedlich mit den beiden stark
alkoholisierten Männern. Doch
dann gab es Ärger mit dem Mann,
der bei der Kontrolle hinter dem
Steuer saß aber auf den die vorheri-
ge Beschreibung wenig passte. Er
hatte zwar die erste Blutentnahme
gegen 3 Uhr akzeptiert, doch die
zweite Entnahme eine halbe Stunde
später energisch abgelehnt. Diese
zweite Blutentnahme hielt die Polizei
deshalb für notwendig, da ein soge-
nannter Nachtrunk zwischen Tele-
fonmitteilung und Polizeikontrolle

nicht ausgeschlossen werden konn-
te. Doch nun wehrte sich der
32-Jährige. Erst als er von mehre-
ren Beamten auf dem Boden fixiert
worden war, konnte die zweite Blut-
entnahme erfolgen. Der Alkoholpe-
gel zwischen beiden Entnahmen lag
zwischen 2,56 (1. Entnahme) und
2,45 Promille (2. Entnahme). Bei
der zweiten Blutentnahme hatte sich
der Mann erheblich gewehrt und
auf dem Boden liegend mit den Bei-
nen ausgeschlagen, ohne jeman-
den zu treffen. Den geleisteten Wi-
derstand bezeichnete der
Staatsanwalt „am untersten Rand
gelegen“.

Wie der Angeklagte, der vor etwa
einem Jahr aus Portugal einreiste,
über die Dolmetscherin mitteilen
ließ, habe er eine Blutentnahme am
Arm abgelehnt, weil er dort erhebli-
che Brandnarben habe. Das hätten
die Beamten wegen des Sprachpro-
blems vermutlich nicht verstanden.

Doch dies ist wohl nur die halbe
Wahrheit, denn schließlich wurde
auch die erste Entnahme am Arm
durchgeführt. Dennoch kamen
Staatsanwalt und Richterin zu der
Entscheidung, den Fall einzustellen.
Begründet wurde dies damit, dass
der Angeklagte laut vorheriger Zeu-
genaussage mit größter Wahr-
scheinlichkeit gar nicht den Wagen
gefahren habe. Und außerdem sei
auch nichts darüber in den Akten
vermerkt, ob vor der zweiten Blut-
entnahme, bei der sich der Ange-
klagte widersetzte, die Anordnung
eines Richters oder Staatsanwaltes
eingeholt worden sei. Deswegen sei
die Rechtmäßigkeit der zweiten Blut-
entnahme, bei der es die Wider-
standshandlung gegeben hatte,
fraglich. Der Staatsanwalt zu dieser
überraschenden Entscheidung:
„Die Polizei hat subjektiv richtig ge-
handelt aber objektiv offensichtlich
die Sache falsch eingeschätzt“.

Heinz Habermehl

Eindrücke zur 13. Bundesjugendkonferenz in Potsdam
-aus Sicht einer Gast-Delegierten-

Ein Telefonat mit einem Kollegen
und schon sollte ich an der Bundes-
jugendkonferenz für die Vertretung
Nordhessens in Potsdam teilneh-
men. Zuvor hatte ich mich wenig mit
der GdP auseinander gesetzt. Ich
wusste zwar, dass es eine Junge
Gruppe gibt, aber deren Aufgaben
kannte ich nicht. Jetzt war ich plötz-
lich als Gast-Delegierte eingeladen

und hatte keine Ahnung, was auf
mich zukommen würde.

Am 26.04. – 28.04.2010 fand
die Bundesjugendkonferenz in Pots-
dam statt. Der erste Tag gestaltete
sich für mich eher undurchsichtig.
Wahlen, Berichte, Diskussionen- ich
verstand nichts. Bei der Abendver-
anstaltung lernte ich neben den Kol-
legen der Landesgruppe Hessen

auch Kollegen aus anderen Bun-
desländern kennen. Wir tauschten
uns über Erfahrungen und Arbeits-
bedingungen aus. Am nächsten Tag
wurden für die Aktion ‚SOS- Schutz-
leute ohne Schutz’ Fotos gemacht.
Im Anschluss daran präsentierte
sich jede Landesgruppe auf dem
‚Markt der Möglichkeiten’. Danach
wurde in verschiedenen Workshops
gearbeitet und im Anschluss das Er-
gebnis vorgestellt. Nachmittags und
am nächsten Morgen wurde über
viele Anträge abgestimmt, in denen
beschlossen wurde, welche Ziele die
Junge Gruppe in den kommenden
vier Jahren verfolgt. Ab diesem Zeit-
punkt verstand ich, wozu es die Jun-
ge Gruppe gibt! Mit diesen Anträ-
gen wurde die Richtung der Jungen
Gruppe festgelegt. Die Anträge be-
zogen sich unter anderem auf Pro-
bleme der Gesellschaft mit diversen
Präventionsprogrammen, sowie auf
Dienstan- gelegenheiten und Ar-
beitsbedingungen der Bundeslän-
der. Im Großen und Ganzen war
die Bundesjugendkonferenz in Pots-
dam eine sehr gelungene Veran-
staltung, bei der auch Laien wie mir
bewusst wurde, dass eine Gewerk-

Hessische Delegierte mit dem Bundesvorsitzenden



schaft sehr sinnvoll ist- und eine Ge-
werkschaft würde nicht viel errei-
chen, wenn es nicht so viele
Personen gäbe, die sich ehrenamt-
lich für alle Kollegen einsetzen. Was

heute mit der Gewerkschaft bzw. in
der Jungen Gruppe erreicht wird,
stellt die Weichen für die Zukunft der
Beschäftigten in der Polizei. Zwar
kann man in der Gewerkschaft kei-

ne politischen Entschlüsse fassen,
aber man kann zumindest Den-
kanstöße liefern und Forderungen
stellen.

Julia Seibel

Unsere neue Bundesjugendvorsitzende im
Kurzportrait!
1. Dein Name, Dienstgrad,
Dienststelle, Eintritt in den Poli-
zeidienst?

Sabrina Veronique Michaela Kunz,
POK`in zuletzt Leiterin der Polizei-
inspektion Mainz 2 – derzeit im
ersten Studienjahr an der Deut-
schen Hochschule der Polizei
1997 in den mittleren Dienst
2003/2004 Aufstieg gehobener
Dienst
seit 2009 Aufstieg in den höheren
Dienst

2. Dein Sternzeichen?

Krebs

3. Wie lange bist Du schon ge-
werkschaftlich aktiv?

Seit 2002 – somit seit der politi-
schen Willenserklärung, die Le-
bensarbeitszeit in RLP zu verlän-
gern. Das hat mich auch dazu
bewogen, eine JUNGE GRUPPE
(GdP) in Koblenz und später in al-
len Präsidien zu gründen, da die
meisten jungen Kollegen/Innen
von der JUNGEN GRUPPE (GdP)
bis dato nicht so viel mitbekom-
men haben.

4. Warum ausgerechnet in der
GdP?

Die GdP ist die größte Solidarge-
meinschaft in der Polizei und sie ist
die größte Solidargemeinschaft,
weil sie die beste, kompetenteste,
aktivste und „sympathischste“ poli-
zeiliche Berufsvertretung mit ver-
nünftigen Programmzielen ist.

5. Was hat dich dazu bewogen
für den Bundesjugendvorsitz zu
kandidieren?

Die Arbeit in der JUNGEN GRUP-
PE (GdP) braucht eine Reform. Wir
müssen noch aktiver und inhaltich
stärker werden. Damit möchte ich
sagen, dass wir uns besser sowohl
personell als auch inhaltlich posi-
tionieren wollen. Wir wollen im ge-

samten Bundesgebiet nicht nur auf
dem Papier existieren, sondern le-
ben.

6. Welches persönliche Ziel
hast Du für die nächsten vier
Jahre?

Ich möchte der JUNGEN GRUPPE
(GdP) ein neues und stärkeres
Stimmgewicht erkämpfen. Darüber
hinaus wünsche ich mir, dass der
Geschäftsführende Bundesjugend-
vorstand und die Aktiven der Län-
der (und somit der Bundesjugend-
vorstand) eng zu einer aktiven
Gemeinschaft zusammen wach-
sen, die für gemeinsam vereinbar-
te Ziele kämpft.

7. (Zu Frage 6)  …ist das Deine
Vision?

Ja, das ist „die Vision des Bundes-
jugendvorstandes“, denn ich wer-
de dies nicht alleine meistern kön-
nen. Dafür haben wir einen
starken geschäftsführenden Bun-
desjugendvorstand gewählt. Inso-
fern ist es „unsere Vision“.

8. Was ärgert dich gewerk-
schaftspolitisch am meisten?

l ... die immer kleiner werdende
Personaldecke und die Milch-
mädchenrechnungen hinsicht-
lich der Einstellungszahlen

l ... dass wir die Zeche der Welt-
wirtschaftskrise zahlen sollen

l ... dass junge Menschen nicht
ernst- und wahrgenommen wer-
den

l ... mich „kotzt es regelrecht an“,
dass wir manchmal gegen Wind-
mühlen argumentieren, diskutie-
ren und kämpfen, uns große Ver-
sprechungen gemacht werden,
von der nach einem Regierungs-
wechsel die politisch Verantwort-
lichen nichts mehr wissen wollen

9. ……und privat?

Bin ich 29 Jahre jung, wohne in
der „schönsten Stadt in Rhein-
land-Pfalz“ .... nein, nicht Mainz,
sondern in einem schönen Eigen-
heim in Koblenz.

Ich bin nicht verheiratet und ich
habe keine Kinder, dafür aber eine
wundervolle Familie, wundervolle
Freunde und ein ebenso wunder-
volles Patenkind, der kleine 7 Mo-
nate alte Gewerkschafter „Erik“

10. Was fällt Dir spontan ein,
wenn Du JG Hessen hörst?

Starker Landesjugendvorstand, An-
tonio Pedron und Jochen Zeng, die
mir immer gern gesehene Diskus-
sionspartner sind; GdP-Imagefilm
und besondere Verbindung, da
uns nur der „Rhein“ voneinander
trennt

11. Wer wird Fußballweltmeis-
ter?

Ich glaube nicht, dass sich diese
Frage ernsthaft stellt – natürlich
Deutschland!

12. Dein Motto?

Akzeptiere oder verändere! und
„Caro, sieh es mir nach“: ALLES
WIRD GUT! Wir wünschen Dir viel
Spaß, Freude und Erfolg bei den
Amtshandlungen und bedanken
uns für das Interview!

A. Pedron

11

v.l. Sascha Göritz, Konny Freiberg, Sabrina
Kunz und Hugo Müller
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Fackelwanderung der Kreisgruppe Untertaunus am
26.02.2010

Hui, war das ein Wetterspiel an
Freitag. Morgens gab es vereinzelte
kurze Schauer mit sonnigen Ab-
schnitten. Gegen Mittag bewölkte es
immer mehr und ab 16:00 Uhr gin-
gen die Schauer in einen Dauerre-
gen über. Als hätte Petrus ein Einse-
hen, hörte es um 17:30 Uhr auf zu
regnen.

Um 18:00 Uhr erschienen dann
auch 13 Wanderer auf dem Park-
platz des Hessenparks in
Neu-Anspach. Unsere Mitglieder
Erhard Ambrosius und Thilo Müller
bauten sogleich die Glühweinkano-
ne auf und so konnten wir vor
Marschbeginn den ersten Glühwein
kosten. Den Glühwein sponserte Er-
hard, wofür wir ihm natürlich dank-
ten. Zu den Inhaltsstoffen sollten wir
den Arzt oder Apotheker fragen,
meinte Erhard.

Herr Zwengel vom Naturpark
Hochtaunus führte die Tour und hat-

te auch einiges über die Einwohner
vor etwa 2000 Jahren zu erzählen.
So wanderten wir linksseitig des Li-
mes im ehemaligen Barbaricum
Germanicum bis kurz vor die Saal-
burg. Hier überschritten wir die
Grenze ins Romanum.

Nach wenigen Minuten war die
Saalburg erreicht, von welcher der
römische Name bis heute nicht be-
kannt ist. Während Herr Zwengel
über die dort stationierte Römische
Kohorte berichtete, tauchten Ewald
Ambrosius und Thilo Müller mit fri-
schen Tassen, Schöpfkelle und
Glühweintopf auf. Nach erneuter
Betankung traten wir den Rückweg
an. Eine gute Stunde später erreich-
ten wir unser nächstes Ziel, die Grill-
hütte in Obernhain.

Unsere fleißigen Helfer Erhard
und Thilo hatten zwischenzeitlich
ebenfalls ihren Standort gewechselt
und erwarteten uns an der Grillhüt-
te. Dort erfuhren wir auch von der

unfreiwilligen Umgebungserkun-
dung, weil die Grillhütte nicht sofort
gefunden wurde.

Macht nichts. Mit vereinten Kräf-
ten und „Anbrennbeschleuniger“
aus der Gasflasche war die Holz-
kohle bald so heiß, dass die ersten
Würstchen gebraten werden konn-
ten. Diese füllten auch bald die ers-
ten Mägen. Übereinstimmend stell-
te man fest – genau das richtige bei
der Kälte. Gemeinsam gegessen,
gemeinsam aufgeräumt und schon
ging es auf der letzten Etappe weiter
bis zum Ziel.

Wenn Petrus auch nicht das opti-
male Wanderwetter schickte, so hat-
te er zur richtigen Zeit ein Einsehen
und alle Wanderer kamen trocken
am Ausgangspunkt an. Fazit der
Teilnehmer – eine informative Wan-
derung mit Spaßfaktor, die sich bei
hoffentlich besseren Wetterbedin-
gungen wiederholen lässt.

Karl Klute

Bereit zum Abmarsch

Angrillen

Ehrungen
25jähriges GdP Jubiläum
Norbert Troesken
Michael Sohn
(KG Wiesbaden)
Alexander Roedig
Wilfried Textor
Hans-Joachim Acklin

(KG Limburg-Weilburg)
Franz-Josef Gerhardt
(KG Usingen)
Karl-Felix Engelmann
Dieter Kilian
(KG Rheingau)
Thomas Schäfer
(KG Bad Homburg)

40jähriges GdP Jubiläum
Dieter Dörr
(KG Usingen)
Norbert Fischer
(KG Bad Homburg)
Dieter Riemann
(KG PASt Wiesbaden)
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40. Geburtstag
Claudia Theis
(KG Limburg-Weilburg)
Katja Jokiel-Gondek
Markus Körner
(KG Bad Homburg)

50. Geburtstag
Frank Kern
Rolf Krause
Karl-Heinz Krämer
Andreas Hedrich
Wilfried Kehraus
Peter Kräft
(KG Wiesbaden)
Axel Schmidt
Ralf Müller
(KG Limburg-Weilburg)
Reinhold Wittig
Matthias Ahäuser
Hans-Georg Venter
Michael Ziegler
(KG Bad Homburg)
Günther Jörg
(KG PASt Wiesbaden)
Ulrich Jacobi

Achim Leibl
Frank Lernbecher
(KG Untertaunus)

60. Geburtstag
Karl-Heinz Martin
Rainer Theis
(KG Wiesbaden)
Wolfgang Fritsch
(KG Limburg-Weilburg)
Christine Martins
(KG Bad Homburg)
Hans Neu
(KG PASt Wiesbaden)
Erhard Ambrosius
(KG Untertaunus)

65. Geburtstag
Günter Wolf
(KG Limburg-Weilburg)
Brunhilde Lorenz
(KG Bad Homburg)

70. Geburtstag
Paul Solty
(KG Wiesbaden)
Günter Weißer

(KG Limburg-Weilburg)
Horst Schröter
Hans Neu
(KG PASt Wiesbaden)
Rudolf Laux
(KG Untertaunus)

75. Geburtstag
Rolf Stroh
(KG Wiesbaden)

80. Geburtstag
Kaethe Wimmer
(KG Bad Homburg)

90. Geburtstag
Josef Leuninger
(KG Limburg-Weilburg)
Karl Schaad
(KG Main-Taunus)

Ruhestand
Hans Neu
(KG PASt Wiesbaden)

Verstorben
Martha Schönfeld
(KG Wiesbaden)

Was haben die GdP und ein Pferdeanhänger gemeinsam?
Nun, beide können Bindeglieder werden.

Doch lesen Sie selbst……..
Das Pferd meiner Tochter mußte

aufgrund einer nicht heilbaren
Krankheit eingeschläfert werden.
Die Trauer dauerte zwei Jahre an
und ebenso lange stand der Pferde-
anhänger unbeachtet neben dem
Reitstall. Auf mein Anraten hin, den
Anhänger nun doch endlich zu ver-
kaufen, bat sie mich dieses letzte
Kapitel vom geliebten Pferd doch zu
Ende zu bringen und als pensionier-
ter Polizeibeamter hätte ich ja nun-
mehr Zeit dafür.

Dazu nutzte ich nun die verschie-
denen Internetportale und bot das
Fahrzeug dort an. Schon nach kur-
zer Zeit stellten wir fest, daß eine
Reiterin an dem Kauf interessiert
war. Zu der vereinbarten Begutach-
tung des Pferdeanhängers auf ei-
nem Bauernhof, erschien denn
auch eine junge Frau in Begleitung
eines jungen Mannes. Sie fand Ge-
fallen an dem Anhänger und der
Kauf kam zustande. Dabei dem Ver-

kaufsgespräch stellte
sich heraus, daß sie
Polizeibeamtin ist und
im PP Westhessen bei
der RKI Hochtaunus
beschäftigt sei. Auf
meine Frage, ob sie
denn auch in der GdP
sei, bejahte sie und es
entwickelte sich da-
raufhin ein herzliches
Gespräch.

Als ich sie fragte, wann sie denn
den Anhänger abholen wolle, teilte
sie mir mit, daß es leider an diesem
Wochenende nicht ginge, da sie
heiraten möchte und stellte dabei
gleichzeitig ihren männlichen Be-
gleiter als ihren Bräutigam vor.

Sofort entschlossen sich meine
Tochter und ich, als Überraschung
den Anhänger der jungen Braut zur
standesamtlichen Hochzeit zu über-
führen. So kam es denn, dass wir
vor der Übergabe am Ortseingang
den Pferdeanhänger schmückten.

Es folgte ein großes Hallo und
Staunen, als wir mit dem ge-
schmückten Anhänger auf das bäu-
erliche Anwesen des Bräutigams
fuhren, der hauptberuflich bei der
Stadtverwaltung in Grünberg be-
schäftigt ist.

Bei der Übergabe wurden die
goldenen Handschellen unserer
Gewerkschaft als dauerhafte Ver-
bindung und eine Flasche Sekt
überreicht.

GdP – Schön, dass es sie gibt!

Dietmar Reichel
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Gute Gründe gegen die Verlängerung der
Lebensarbeitszeit bei der hess. Polizei!

Grundsätzlich ist festzustellen,
dass jedweder Absicht, die Lebens-
arbeitszeit für Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamte in
Hessen zu verlängern, ablehnt wird.

“Im Rahmen des Artikels 33 Ab-
satz 5 Grundgesetz verbleibt dem
Gesetzgeber ein weiter Spielraum
des politischen Ermessens, inner-
halb dessen er die Versorgung der
Beamten regeln und die Gegeben-
heiten den tatsächlichen Notwen-
digkeiten, sowie die fortschreitende
Entwicklung anpassen und ver-
schiedenartige Gesichtspunkte be-
rücksichtigen kann.”

So urteilte das Bundesverfas-
sungsgericht zur Änderung des § 55
Beamten-Versorgungsgesetz. Aus
diesem Urteil wird deutlich, dass die
Beschäftigten des Öffentlichen
Dienstes den finanzpolitischen Zu-
griffen der Regierenden schutzlos
ausgeliefert sind. Dies zeigte sich
bei den Sparmaßnahmen des
Dienstrechtsreformgesetzes und
des Versorgungsreformgesetzes
1998 und findet seinen vorläufigen
Höhepunkt in der Streichung des
Urlaubsgeldes und der drastischen
Kürzung des Weihnachtsgeldes so-
wie in der Erhöhung der Wochen-
und Lebensarbeitszeit ab dem Jahr
2003. Die Erkenntnisse der Arbeits-
medizin im Hinblick auf die negati-
ven Wirkungen von längerer Arbeit
verhallen ungehört. Sowohl die Ge-
sundheit des Einzelnen als auch die
des gesamten Volkes sind zum
Spielball der Finanzpolitiker ver-
kommen.

Die Schichtdienstleistenden und
die Dienststellen, die unregelmäßi-
gen Dienst zu jedweder Tages- und
Nachtzeit leisten, wären von zusätz-
lichen Belastungen dieser Art be-
sonders hart betroffen.

I. Blick über den Tellerrand:

Im Land Nordrhein-Westfalen
erfolgte die Überprüfung dieser
besonderen Altersgrenze noch
im Dezember 2002 im Rahmen
einer Petition.

In dem Petitionsbescheid vom
02.12.2002 – 1.3 – pet – Nr.
13/08602 – wird ausgeführt:

„Soweit der Petent eine Rechts-
änderung anregt, schließt sich
der Petitionsausschuss der Auf-
fassung des Innenministeriums
an. Hiernach sind weitergehen-
de Regelungen, wie sie der Pe-
tent offensichtlich anstrebt, nicht
beabsichtigt.

Grundsätzlich hält das Land
Nordrhein-Westfalen für Polizei-
vollzugsbeamte an der auf das
60. Lebensjahr festgelegten Al-
tersgrenze fest. Polizeivollzugs-
beamte werden durch den
Wechsel- und Außendienst ge-
sundheitlich erheblich belastet.
Schon vor Vollendung des 60.
Lebensjahres zeigen sich die
Auswirkungen dieser Belastung
durch einen deutlichen Anstieg
beim Krankenstand. Gewichtige
medizinische Gründe sprechen
daher dagegen, die auf das 60.
Lebensjahr festgelegte Alters-
grenze aufzugeben.“

II. Entwicklung in Richtung Le-
bensarbeitszeitverlängerung
und damit verbundene Ne-
gativeinschätzungen

(Veröffentlichungen von Prof.
Dr. Rudolf Summer im ZBR, Heft
1/1993)
Das Verweilen in Erfahrung und
Routine ist nicht das, was die
Verwaltung heute braucht. Es ist
schlicht eine Lebenserfahrung,
dass der Innovationsschwung
im Laufe der Jahre nachlässt.
Erworbene Erkenntnisse, die
zum Nutzen der Verwaltungs-
aufgaben vorhanden sind, kön-
nen nicht alleine den Schwer-
punkt des dienstlichen Interes-
ses bilden.
Der Versuch, Einsparung von
Versorgungsbezügen zu errei-
chen, geht zu Lasten der Nach-
wuchsbewerber, die den zuvor
genannten Innovationsschwung
sicherstellen können.
Zur Erreichung eines möglichst
reibungslosen und effektiven

Arbeitsablaufs ist das Hinaus-
schieben der Altersgrenze
höchst unzweckmäßig.
Wenn man ausschließlich die
fiskalischen Gründe betrachtet
läuft man Gefahr, dass man die
betroffenen Menschen in ihrer
Persönlichkeit zerstört. Es liegt
nicht im Interesse des Steuer-
zahlers Beamte/innen im Ar-
beitsprozess zu halten, die keine
effiziente Leistung mehr erbrin-
gen können und dennoch ihr
volles Gehalt beziehen, obwohl
sie nichts tun oder fehlerhaft ar-
beiten. Der Gesetzgeber sollte
schleunigst zur früheren Rechts-
lage zurückkehren. Dem Lan-
desgesetzgeber ist dringend an-
zuraten von der Ermächtigung
des Bundesrahmenrechtgeset-
zes keinen Gebrauch zu ma-
chen. Zum Abschluss einer zu-
sammenfassenden, histori-
schen Entwicklung des deut-
schen Beamtengesetzes, bleibt
zu hoffen, dass die heute verant-
wortlichen Politiker, ebenso wie
ihre Vorgänger bei der Einfüh-
rung einer Altersgrenze in das
Preußische Gesetz erkennen,
dass es neben allen fiskalischen
Problemen die Erfordernis gibt,
durch die Verhinderung einer
Überalterung, die Funktionalität
des Beamtenapparates aufrecht
zu erhalten.
Darüber hinaus gilt es dem
Nachwuchs Anstellungschan-
cen zu eröffnen sowie durch Be-
förderungsmöglichkeiten Be-
rufszufriedenheit und Motivat-
ion zu fördern.

III. Typische Belastungen im po-
lizeilichen Schichtdienst

Der polizeiliche Schichtdienst
unterscheidet sich in einigen we-
sentlichen Punkten von Schicht-
diensten anderer Branchen. In
den meisten Branchen sind die
anfallenden Arbeitsgänge gere-
gelt. D.h. es handelt sich um
gleiche oder mindestens gleich-
artige Verrichtungen, die in fest-
gelegten Intervallen und darü-
ber hinaus ohne Störungen ab-
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laufen. Im polizeilichen Schicht-
dienst sind die Verrichtungen,
die von Polizeibediensteten ab-
verlangt werden dagegen nicht
bis gering geregelt. Viele davon
können überhaupt nicht gere-
gelt werden.

Das Aufgabenspektrum der Po-
lizei bemisst sich an den durch
Rechts- und Ordnungsakte
übertragenen Aufgaben. Das
Spektrum ist groß und abschlie-
ßend nicht darstellbar. Der zeit-
liche Anfall von Verrichtungen
innerhalb der Schicht ist aus
Sicht der Polizeibeschäftigten
gleichermaßen zufällig. Nie-
mand kann einen Einfluss da-
rauf nehmen, zu welchem Zeit-
punkt bestimmte polizeiliche
Dienstleistungen in Anspruch
genommen werden (z.B. Ver-
kehrsunfall, Einbruch, Unglück,
Einsatzmaßnahmen etc.).

Ebenso wenig besteht die Mög-
lichkeit, die Interventionstiefe ei-
ner Verrichtung in deren Vorfeld
zu beeinflussen. Gleichartige
Einsatzlagen können friedlich
oder aber auch unfriedlich bis
hin zum Einsatz von Waffen ab-
laufen. In dem zuletzt genann-
ten Punkt unterscheiden sich po-
lizeiliche Dienstverrichtungen
ganz deutlich von denen ande-
rer Unternehmungen, ja sogar
von anderen Behörden und Or-
ganisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BOS). Diese perma-
nente Ungewissheit über den
Ablauf des Dienstes belastet die
Beschäftigten in ganz besonde-
rem Maß. Die über 24 Stunden
laufenden Schichtrhythmen ver-
stärken diesen Druck noch zu-
sätzlich.

IV. Wissenschaftliche Bewer-
tung zur Belastung im
Schichtdienst

Bezüglich der wissenschaftli-
chen Bewertung wird nachfol-
gend aus dem Artikel DP
02/2004 von Dr. Wolfgang
Schweflinghaus und Dr. Don M.
DeVol zitiert:
„Dabei kann vor allem Nachtar-
beit zu Gesundheitsstörungen
führen, Spätschicht und Wo-
chenendarbeit können insbe-

sondere soziale Folgen haben
für die ganze Familie, für die
Teilnahme am gesellschaftli-
chen, politischen Leben und für
die individuelle

Freizeit. Betroffen sind aber im-
mer auch die Partner, die Fami-
lien.

Im Grunde werden fast alle Le-
bensbereiche, soziale Beziehun-
gen, die Freizeitgestaltung, die
Weiterbildung etc. durch die
Schichtarbeit beeinflusst. Die
tieferen Gründe für besondere
Belastungen des Menschen
durch Nachtarbeit und Schicht-
arbeit hängen zusammen mit
der Circadianrhythmik physio-
logischer Systeme (Tag-Nacht-
Rhythmus). Alle Körperfunktio-
nen des Menschen unterliegen
einer Tages- und Nachtperiodik.
Sie haben einen Tagesgang,
d.h. ein Maximum und ein Mini-
mum innerhalb von 24 Stun-
den. Dieser 24-stündige Le-
bensrhythmus ist dem Men-
schen angeboren. Er „schaltet”
den Körper mit seiner Vielzahl
von körperlichen Funktionen
am Tage auf Leistungsabgabe,
in der Nacht auf Erholung und
Ruhe. Die Körpertemperatur
beispielsweise ist am Tage hoch,
nachts sinkt sie ab. Am Tage
schlägt das Herz schneller als in
der Nacht. Der Verdauungstrakt
ist am Tage auf Nahrungsauf-
nahme eingestellt, nachts nor-
malerweise auf Ruhe.

In engem Zusammenhang mit
diesen körperlichen Tagesrhyth-
men steht der Verlauf der
menschlichen Leistungsbereit-
schaft über den 24-Stunden
Tag. So ist beispielsweise die Lei-
stungsfähigkeit auf ihrem Ta-
geshöhepunkt etwa 9.00 Uhr
morgens um ca. 40 % höher als
die durchschnittliche tägliche
Leistungsfähigkeit des Men-
schen. Im Verlaufe der Nacht
fällt das Leistungsvermögen
weit unter die Tageswerte und
auch die durchschnittliche Lei-
stungsfähigkeit. Mit der sinken-
den Leistungsfähigkeit eines
Menschen können eine Zunah-
me der Fehlerhäufigkeit und die

Zahl möglicher Unfälle einher-
gehen.

Der Tag-Nacht-Rhythmus läuft
ohne wesentliche Einwirkungs-
möglichkeiten des Menschen
ab. Eine Umstellung dieses Cir-
cadianrhythmus erfolgt nur,
wenn der Mensch in andere
Zeitsysteme wechselt. Muss aber
eine Person im Schichtdienst ar-
beiten, so kann sie selbst durch
häufigere aufeinander folgende
Nachtschichten diese wohlge-
fügte Ordnung nicht vollständig
umkehren. Der Schichtarbeiter
lebt deshalb gegen den Körper-
rhythmus von Aktivität und
Schlaf. Dieses Arbeiten und
Schlafen gegen die „innere
Uhr” stellt die eigentliche Bela-
stung bei Nacht- und Schichtar-
beit dar. Auswirkungen dieser
objektiven Belastung und der
subjektiven Beanspruchung
können sein: Befindlichkeitsstö-
rungen wie Schlafstörungen,
Magen- und Darmbeschwer-
den, vegetative Beschwerden,
Einschränkungen der Leistungs-
fähigkeit und im schlimmsten
Falle auch deutliche Beeinträch-
tigungen der Gesundheit – wie
erhöhte Anfälligkeit für jahres-
zeitliche Erkrankungen, ernst-
hafte Magen-Darm-Beschwer-
den in Form von Magen-Darm-
Geschwüren und zunehmende
Herz-Kreislauf-Beschwerden.“

Fazit:

Statt einer Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit braucht diese hessi-
sche Polizei dringend eine Verjün-
gungskur. Schon heute beträgt der
Altersdurchschnitt in den Dienststel-
len deutlich über 40 Jahre und
mehr. Sinnvoller und auch kosten-
günstiger wäre die Schaffung eines
Einstellungskorridors, damit die Po-
lizei nicht noch weiter „ver-
greist“."Ein Großteil der Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten leistet
ihren Polizeidienst im Wechsel-
schichtdienst oder im Schichtdienst.
Es steht außer Frage, dass lange
Schichtdienstzeiten gesundheits-
schädigend sind und sich auch ne-
gativ auf das Familien- und Sozial-
gefüge der Polizistinnen und
Polizisten auswirken. Die derzeit be-
reits dramatische Altersstruktur wirkt



17

sich überdies belastend auf die
schichtdienstleistenden Polizeibe-
amtinnen/-beamten aus. Eine Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit
würde die strukturellen Defizite
noch mehr verstärken und hätte
weitere negative Folgen für die Lei-
stungsfähigkeit der Polizei und die
gesundheitlichen Belastungen der
einzelnen Polizeibeamtinnen/-be-
amten.

Der Stress im Polizeiberuf hat ge-
rade in den letzten Jahren insbeson-

dere durch die Kriminalitätsentwick-
lung, Großeinsätze, Personalabbau
und Wochenarbeitszeitverlänge-
rung enorm zugenommen“. Immer
jüngere Straftäter stehen einer im-
mer älteren Polizei gegenüber.

Bei Schutz- und Kriminalpolizei,
Altersdurchschnitt 45 bis 55 Jahre,
sind derzeit über 5000 Beschäftigte
tätig. Die Gesamtanzahl der hessi-
schen Vollzugsbeamtinnen und
–beamte beträgt über 14900. Das
bedeutet, dass schon heute mehr

als ein Drittel der hessischen Voll-
zugsbeamtinnen zwischen 45 und
55 Jahren anzusiedeln ist. Wenn
der polizeiliche Nachwuchs dann
nicht im benötigten Umfang rekru-
tiert werden kann, weil beispielswei-
se konjunkturelle Begebenheiten
oder verminderte Einstellungen
dem entgegenstehen, kann der be-
reits begonnene Überalterungspro-
zess nicht aufgehalten, schon gar
nicht umgekehrt werden.

Jens Mohrherr

Aus dem Bundesfachausschuss Schutzpolizei
In Vorbereitung auf den GdP-Bundeskongress, im November diesen Jahres,
trafen sich die Mitglieder des Bundesfachausschusses Schutzpolizei in Berlin
auf der Geschäftsstelle des GdP-Bundesvorstandes. Neben dem obligatori-
schen gewerkschaftlichen Austausch unter den Ländern, galt es aus Sicht
der Kolleginnen und Kollegen aus dem Bereich der Schutzpolizei, wichtige
Anträge für den Bundeskongress zu formulieren und auf den Weg in die
Antragsberatungskommission zu bringen.

Bedeutende, hier ausge-
tauschte Informationen aus den
Bundesländern, habe ich in die-
sem Artikel zusammengefasst.
Ich möchte Euch auf diese Weise
die interessantesten Entwicklun-
gen in dem nachfolgenden Be-
richt näher bringen.

Die Vorbereitungen und Ausar-
beitungen von Anträgen, zu dem im
Herbst in Berlin stattfindenden Bun-
deskongress, und die Berichte aus
den Bundesländern, haben die Mit-
glieder des Bundesfachausschusses
Schutzpolizei an zwei Tagen im No-
vember schwerpunktmäßig be-
schäftigt.

Die Tagesordnung war mit den
nachfolgenden Themen zwischen
dem Vorsitzenden Lothar Hölzgen
und dem Gewerkschaftssekretär
Hans-Jürgen Marker abgestimmt
und sah folgende Themen und In-
halte vor:

l Anträge zum Bundeskongress

l Länderberichte

l Die neue Farbe von Uniform und
Funkstreifenwagen

l Einführung eines Teleskop-
Schlagstocks

Informationen von unserem
neuen Justiziar Andreas Braun

Organisierte Kriminalität und
Terrorismus verzeichnet aktuell ei-
nen sprunghaften Anstieg von rund
40%. Aktuell diskutierte Verbote, z.
B. von Hells Angels und Banditos,
sind nicht erfolgversprechend. Der
Eintritt von Banditos zu den Hells
Angels, wird vorsichtig formuliert,
als positiv angesehen.

Im Bereich der Wirtschaftskrimi-
nalität erfährt die Polizei immer we-
niger von Straftaten, da interne Lö-
sungen angestrebt werden.

Veränderung des §113 StP0 wer-
den zurzeit heftig diskutiert und von
der GdP ein neuer § 115 StPO ge-
fordert. Politiker wollen nicht zwin-
gend den Paragraphen neu fassen
und prüfen z. Zt., ob man es im
§113 StPO unterbringen kann. Die
FDP hält sich diesbezüglich bedeckt.
Im April, nach einer Sitzung der Re-
gierungskoalition, wird ein Ergebnis
erwartet.

Vorbereitungen zum Bundes-
kongress

Hans-Jürgen Marker informiert
zu einigen Neuerungen bei Kon-
gressanträgen

= Der Automatismus nach vier Jah-
ren soll neu geregelt werden

= Sonderrunde im Rahmen der An-
tragsberatungskommission be-
fasst sich immer noch einmal mit
den Anträgen der letzten Wahl-
periode

= Keine Auseinandersetzung mit
Altanträgen im Rahmen des Kon-
gresses

= Noch nicht abgearbeitete Anträ-
ge bleiben aktuell.

Anträge des Bundesfachaus-
schusses Schutzpolizei (BFA-S)

Arbeitsschutz

Der Bundesvorstand wird beauf-
tragt, in seiner künftigen Arbeit, alle
auf die beruflichen Tätigkeiten der
Polizeibeschäftigten einwirkenden
Einflüsse aus dem arbeitsorganisa-
torischen und arbeitspsychologi-
schen Bereich einer integrativen
Gesamtbetrachtung zu unterziehen.
Die daraus resultierenden Folge-
rungen sollen Eingang in die Aussa-
gen der GdP auf dem Gebiet des
Arbeitsschutzes finden.

In der Begründung wird sehr
deutlich auf die Erfordernis hinge-
wiesen, dass es originäre Aufgabe
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der GdP sein muss, für die sozialen
Belange ihrer organisierten Be-
schäftigten einzutreten. Dazu zählt
in erster Linie der Schutz vor Arbeits-
bzw. Dienstunfällen, dem Schutz vor
Berufskrankheiten und vor arbeits-
bedingten Erkrankungen.

Gewalt gegen Polizeibeamte

Der Bundesvorstand soll mit die-
sem Antrag beauftragt werden, sich
in seiner künftigen Arbeit dafür ein-
zusetzen, dass die Studie, „Gewalt
gegen Polizei“, weiterhin fortgesetzt
und aktualisiert wird.

Ferner soll ein Handlungsschwer-
punkt sein:

Die Verschärfung des Strafrechts
durch Einführung eines neuen Straf-
tatbestandes, die die bekannten
Rechtslücken zu den sanktionierten
Widerstandshandlungen schließt.

Die Verbesserung der Aus-und
Fortbildung, insbesondere durch
Abstimmung des polizeilichen Ein-
satztrainings, auf die aktuellen Ge-
fährdungslagen und Erhöhung der
Fortbildungsstunden. Hierzu müs-
sen alle Personalressourcen ausge-
schöpft werden, um eine hohe
Bandbreite bei der Kollegenschaft
zu erreichen.

Mitwirkung bei einer praxisnahen
Ausbildung in den Bereichen:

Führung, Taktik und Ausrüstung.

In seiner Begründung weist der
BFA-S darauf hin, dass es originäre
Aufgabe einer Gewerkschaft ist, für
die sozialen Belange ihrer organi-
sierten Beschäftigten einzutreten.
Dazu zählt in erster Linie der Schutz
vor Arbeits- bzw. Dienstunfällen, in
der Folge körperlicher Gewaltan-
griffe gegen Polizeieinsatzkräfte
durch das polizeiliche Gegenüber.

Dem steigenden Trend – Gewalt
gegen die Einsatzkräfte der Polizei –
ist konsequent gegenzusteuern.

Daher macht es Sinn, auch die
gewerkschaftspolitische Betrach-
tung an solchen Verfahrensweisen
auszurichten.

Faktorisierung besonders bela-
stender Polizeiarbeit

Der Antrag selbst ist vom Vorsit-
zenden des BFA-S formuliert und

vorgelegt worden. Als Grundlage
dient das bereits im Februar 2004
erarbeitete Eckpunktepapier zur
„Faktorisierung der Schichtarbeit“.
Diese Ausarbeitung, in Verbindung
mit einer Excel-Berechnungstabelle,
soll die Grundlage für Berechnung
besonders belastender Polizeiarbeit
sein:

Der besonders belastenden Poli-
zeiarbeit ist durch die Anwendung
einer Faktorisierung Rechnung zu
tragen.

Begründung:

Der Polizeiberuf ist in seiner Ge-
samtheit extrem belastend. Beson-
deres belastenden Schicht- und
Dienstformen muss daher durch
eine Faktorisierung der Arbeitszeit
Rechnung getragen werden.

Im Rahmen von Dienstrechtsre-
formen in den Ländern entstehen
diesbezüglich immer mehr Rege-
lungen, die vornehmlich den
Schicht- und Wechseldienst ins
Auge fassen, und diesen, im Bezug
auf die Lebensarbeitszeit, gesondert
betrachten.

In allen bisherigen Regelungen
wird diese sogenannte „Sonderstel-
lung“ des Schicht- und Wechsel-
dienstes den über Jahrzehnte statt-
findenden tatsächlichen
Belastungen nicht vollumfänglich
gerecht. Darüber hinaus wird eine
Vielzahl von ebenfalls besonders
belastenden Diensten in der Polizei
überhaupt nicht berücksichtigt.

In der Diskussion und bei der
Festlegung der besonderen Alters-
grenzen in der Polizei müssen in Zu-
kunft alle besonders belastenden
Dienste Berücksichtigung finden.

Beispielhaft seien hier der
Schicht- und Wechseldienst, Opera-
tive Einheiten der Bereitschaftspoli-
zei und andere operative Dienste
sowie MEK, SEK und Personenschüt-
zer genannt.

Aktuelle Information zum
Arbeitsschutz

Die Berliner Charité führt aktuell
eine Studie durch, hierbei werden
Belastungen durch Tetrafunk an

30 jungen Männern zwischen
18 und 28 Jahre getestet. Die

Probanden müssen Rechtshän-
der, Nichtraucher und Antial-
koholiker sein. Darüber hinaus
dürfen die Studienteilnehmer
nicht im Schicht- und Wechsel-
dienst arbeiten.

Diese Studie dauert rund vier Jah-
re und läuft schon seit ca. ½ Jahr.
Die GdP hat erst im Januar dieses
Jahres davon Kenntnis erhalten und
wird den Verlauf und das Ergebnis
aufmerksam begleiten.

Berichte aus den Bundeslän-
dern

Baden Württemberg

Nach acht Jahren legte Josef
Schneider, kurz vor seinem Ruhe-
stand, den Landesvorsitz nieder. Zu
seinem Nachfolger wurde der bis-
herige stellvertretende Vorsitzende
Rüdiger Seidenspinner mit 93 Pro-
zent der Stimmberechtigten ge-
wählt.

Rüdiger Seidenspinner ist Mit-
glied des Hauptpersonalrats der Po-
lizei beim Innenministerium, Ange-
höriger des Bezirkspersonalrats der
Polizei beim Regierungspräsidium
Karlsruhe und des örtlichen Perso-
nalrats beim Polizeipräsidium Karls-
ruhe.

„GdP Phone“ weiter auf
Erfolgskurs

Die Aktion“ hat eingeschlagen
wie eine Bombe. Die Kolleginnen
und Kollegen sind durchweg be-
geistert. Das natürlich diese Aktion
von einzelnen Funktionsträgern an-
derer Polizeiberufsvertretungen im
Land schlecht geredet wurde, liegt
in der Natur der Sache. Aktuell wur-
den ca. 5000 Handys an die GdP
Mitglieder in Baden-Württemberg
verteilt. Die Verteilung geht weiter,
insgesamt sollen 14.000 Mitglieder
mit Handys versorgt werden.

Teleskopschlagstock eingeführt

Die Polizei in Baden-Württem-
berg wurde im Frühjahr mit aus-
ziehbaren Stahlstöcken ausgestat-
tet. Innenminister Heribert Rech
(CDU) will damit der zunehmenden
Gewalt gegen Polizisten begegnen.

Ausbilder haben für das Einsatz-
training der Polizei eine deutliche
Verbesserung gegenüber dem bis-
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her verwendeten kurzen Einsatz-
stock aus Hartgummi festgestellt.
Für die Beschaffung der rund
20.000 Stöcke hatte das Land ent-
sprechende Mittel zu Verfügung ge-
stellt.

Blaue Dienstkleidung und
Dienstfahrzeuge

Dienstfahrzeuge werden seit
Frühjahr 2009 nur noch in „blau“
ausgeliefert. Blaue Dienstkleidung
wurde Anfang 2010 ausgeliefert.

Zweigeteilte Laufbahn

In Baden-Württemberg mit der
Landesregierung derzeit nicht reali-
sierbar.

Arbeitszeit und Lebensarbeits-
zeit

Die CDU/FDP-Koalition sucht
nach einer Lösung für einen mög-
lichst frühen Einstieg in eine längere
Lebensarbeitszeit für Beamte in Ba-
den-Württemberg. Die Landesre-
gierung will den Beamten mit Zu-
schlägen das Arbeiten über das 65.
Lebensjahr hinaus schmackhaft
machen. Im Gespräch sind nach In-
formationen der Deutschen Pres-
se-Agentur Gehaltszuschläge bis zu
15 Prozent. Ziel ist es, die Pensions-
lawine zu bremsen. Derzeit besteht
in Baden-Württemberg die Möglich-
keit einer freiwilligen Verlängerung,
deren Notwendigkeit vom Innenmi-
nisterium im Einzelfall geprüft wird.

Bayern

Konjunkturpaket

Bayernweit wurden für die
Dienststellen 160 Dienstfahrzeuge
beschafft. Die Ausstattung der
Dienststellen mit Fahrzeugen ist
derzeit gut.

Neues Dienstrecht

Zurzeit wird durch den Bayer.
Landtag die Dienstrechtsreform be-
raten.

Schwerpunkt ist die Verlängerung
der Lebensarbeitszeit von 60 auf
grundsätzlich 62 Jahre.

Durch das Leistungslaufbahnge-
setz werden die Laufbahnen mittle-
rer, gehobener und höherer Dienst
zu einer einheitlichen durchgängi-
gen Laufbahn zusammengefasst.

Die jeweiligen Einstiegsämter blei-
ben erhalten.

Neue Uniform

Vor zwei Jahren wollte man nach
fünf Jahren auf „blau“ wechseln.
Derzeit ist dies kein Thema: Staats-
regierung: „Wir haben andere Sor-
gen!“

Digitalfunk

Bayernweite Vorbereitungsarbei-
ten laufen auf Hochtouren. Die
Funkversorgung wird vorbereitet,
wie z. B. Festlegung der Sendemas-
ten, etc.

In München begann im Herbst
2009 der Probebetrieb.

Schlagschutzausstattung für ge-
schlossene Einheiten des Ein-
zeldienstes

Die geschlossenen Einheiten wer-
den Zug um Zug mit einer einheitli-
chen Körperschutzausstattung ver-
sorgt. Die Kosten werden
präsidialweit budgetiert und die Be-
schaffung soll bis 2012 abgeschlos-
sen werden.

Die Ausstattung beinhaltet:
Schlagschutzprotektoren für Arme
und Beine, Unterleibsschutz und
eine Schlag-Stichschutzweste sowie
Schutz-handschuhe.

Die Kosten für eine Mannausstat-
tung liegen bei etwa 1500 Euro.

Impfung gegen Zecken

Es wurde ein Stufenplan verab-
schiedet, wonach bis 2011 alle im
Vollzugsdienst tätigen Beamten/in-
nen auf Kosten des Dienstherrn
„durchgeimpft“ werden.

Dienstpostenanhebung im ge-
hobenen und höheren Dienst

256 Hebungen sind im Doppel-
haushalt 2009/2010 vorgesehen.

Zweite Rate soll mit dreimonati-
ger Verzögerung zum 01.01.2011
erfolgen.

Besoldungserhöhung

Die Beamten/innen erhalten ab
01.03.2010 eine Erhöhung von
1,2% analog TDL.

Bundespolizei

Strukturreform der BP

Das BMI hat zum 01.03.2010
dem Innenausschuss die Evaluie-
rung über die Reform vorgelegt.

Dieser Bericht ist „geschönt„ und
geht an den Tatsachen vorbei. Der
Bezirk Bundespolizei hat eine Stel-
lungnahme dazu vorgelegt und
führte mit Bundestagsabgeordne-
ten des Innenausschusses persönli-
che Gespräche, im Ergebnis wollen
alle Parteien eine öffentliche Anhö-
rung im Bundestag.

Als diese Information durch uns
veröffentlicht wurde, verwies die
DPOLG in ihrem Forum auf die gute
Stellungnahme der GdP.

Bundesaufgabe/Schnittstelle

Das BMI hat einen Expertentisch
bestellt, der sich mit den Schnittstel-
len der polizeilichen Aufgaben der
Bundesbehörden auseinander set-
zen soll.

Die Zukunft von BKA und Zoll
(operativer Teil) und der Bundespo-
lizei werden überdacht.

Die Gewerkschaft der Polizei wird
daran im Moment nicht beteiligt
sein, obwohl seit Jahren Konzepte
der GdP zu diesem Thema vorlie-
gen.

Bremen

Besoldung

Die Besoldungserhöhung ist im-
mer noch unter Vorbehalt, das Ge-
setz wurde in der Bremischen Bür-
gerschaft noch nicht verabschiedet.

Das Urlaubsgeld bleibt weiterhin
ersatzlos gestrichen, die Sonder-
zahlung (Weihnachtsgeld) wird für
die Besoldungsgruppen A2 bis A 11
anteilig ausbezahlt.

Bei den Beamten muss hierfür je-
doch eine dreijährige Wartezeit er-
füllt sein.

Arbeitszeit

Die 40-Stunden-Woche ist jetzt
wieder in allen Bereichen gültig.

Die besondere Altersgrenze für
die Polizei und Feuerwehr bleibt wie
bisher bestehen,
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d.h. weiterhin Ruhestand mit der
Vollendung des 60. Lebensjahres.
Es gibt jedoch seit 2008 die Mög-
lichkeit, auf freiwilliger Basis die Le-
bensarbeitszeit schrittweise bis zu
maximal fünf Jahre zu verlängern.
Von dieser Variante, teilweise in ab-
gestufter Form (z.B. zwei Jahre), ha-
ben bisher etwa dreißig Beamte Ge-
brauch gemacht.

Personalentwicklung

Der für die seit 2005 eingeleitete
Reform -anerkannte Personalkör-
per- liegt bei 2600 Vollzeitstellen,
vielfach auch als Beschäftigungsvo-
lumen (BV) bezeichnet. Aktuell liegt
das BV bei 2450, mit fallender Ten-
denz verursacht durch viel zu gerin-
ge Einstellungen in den vergange-
nen Jahren.

Die freiwillige Verlängerung der
Lebensarbeitszeit und die jetzt er-
höhten Einstellungszahlen können
diese Problematik frühestens in drei
Jahren lösen.

Im Oktober 2009 fanden, mit
Bremerhaven und Seiteneinstei-
gern, 107 Neueinstellungen statt.

Das neue Beamtenrecht auf Bun-
desebene soll noch im Nov./Dez.
2009 vom Parlament übernommen
werden, ebenso müssen die neuen
Beurteilungsrichtlinien umgesetzt
werden.

Das Personalvertretungsrecht
wurde eingeschränkt, der Personal-
rat hat jetzt ein freigestelltes Mitglied
weniger.

Zweigeteilte Laufbahn

Am 01. Oktober 2009 wurden
alle Kolleginnen und Kollegen des
mittleren Dienstes, die das 38. Le-
bensjahr vollendet hatten, in den
gehobenen Dienst überführt. Durch
das sogenannte Überleitungsbe-
schleunigungsgesetz sollten bis
Ende 2009 auch die letzten Kolle-
ginnen und Kollegen in den geho-
benen Dienst übergeleitet sein.

Diese Zusage hatte der Senator
Mäurer bereits letztes Jahr auf einer
Personalversammlung gegeben.
Leider zieht sich das Gesetzge-
bungsverfahren immer noch hin,
aktuell fand nur die erste Lesung in
der Bürgerschaft statt.

Altersteilzeit

Polizeibeamte können keine Al-
tersteilzeit mehr beantragen.

Ausrüstung

Die neue Farbgebung spiegelt
sich auch bei der Fahrzeugflotte
wieder, so werden nur noch sil-
ber-blaue Fahrzeuge beschafft, ak-
tuell VW Touran und Mercedes
B-Klasse.

Die Fahrzeuge sind, Bremerha-
ven ausgenommen, mit GPS aus-
gestattet, der Funkbetrieb wird nach
und nach auf „digital“ umgestellt
und zurzeit abschnittsweise im Echt-
betrieb als Probelauf aufgeschaltet.
Der gesamte 2/4m Bereich läuft
aber weiterhin analog, diese Rück-
fallebene wird bis auf weiteres auch
erhalten werden müssen, da immer
wieder neue Probleme auftauchen.

Bekleidungswirtschaft

Zum Oktober 2006 wurde die
blaue Uniform eingeführt, für eine
Übergangszeit bis 2011 kann die
grüne Uniform weitergetragen wer-
den, sie stirb jedoch langsam aus.

Die Lederjacke ist für den Einsatz-
dienst nicht mehr vorgesehen, der
Einstellungsjahrgang 2009 wurde
nicht mehr mit dem Blouson ausge-
rüstet. Vorhandene Jacken werden
selbstverständlich weiter getragen
und sind nun sehr begehrt.

Die Bekleidungswirtschaft wird
jetzt zentral über das LZN (Logistik
Zentrum Niedersachsen) abgewi-
ckelt. Die fünf nördlichen Bundes-
länder können dort wie bei einem
Versandhaus bestellen, d.h. man
sucht die entsprechenden Artikel im
Katalog oder Netz aus und bestellt
diese dann online oder telefonisch.

Freie Heilfürsorge

Die Vorsorgekuren sowie die
Freie Heilfürsorge bleiben bei Ei-
genbeteiligung und zusätzlich zu
leistenden Rezeptgebühren beste-
hen.

Die Beamten sind in den Leistun-
gen jetzt Kassenpatienten gleichge-
stellt. In Bremerhaven wurde die
Chipkarte für den Krankenschein
eingeführt.

Polizeireform

Die Ende September 2005 be-
gonnene Reform ist im Bereich der
Schutzpolizei abgeschlossen. Die
bekannten Fehler aus der Anfangs-
phase werden abgearbeitet, wobei
die erhebliche Unterdeckung im
Personalkörper der Planungsfehler
überhaupt ist.

So ist eine Reduzierung der Ein-
satzdienststandorte, die Einschrän-
kung der Öffnungszeiten beim Bür-
gerservice usw. festgestellt und
publiziert worden, mit einer Umset-
zung wird aber erst im Frühjahr
2010 gerechnet.

Die ursprünglich mit diesen Maß-
nahmen erhoffte Freisetzung von
zusätzlichem Personal hat sich nicht
bestätigt. Vielmehr steigt der Alters-
durchschnitt ständig an und die
Zahl der eingeschränkt dienstfähi-
gen Kollegen ist sprunghaft gestie-
gen.

So treibt dann die Aufgabenre-
duzierung seltsame Stilblüten, bei-
spielsweise werden Kooperations-
verträge mit privaten Sicher-
heitsunternehmen im Alleingang
geschlossen.

Erst auf Intervention der GdP und
des Personalrates wurde dieser Ver-
trag ausgesetzt.

Das Projekt „Künstliche DNA“ der
Fa. Selecta DNA ist seit November
angelaufen. Für Firmen und private
Haushalte gibt es jetzt die Möglich-
keit, Gegenstände zu markieren
und diese im Falle eines Diebstahls
später zweifelsfrei zuzuordnen. Die
ersten Starterkits wurden mit ent-
sprechender Öffentlichkeitsarbeit
ausgehändigt, über den Erfolg die-
ser neuen darf man gespannt sein.

Saarland

Personalentwicklung 2010

Die neue Saarländische Landes-
regierung hat zum Haushalt 2010
beschlossen, dass zukünftig jede
dritte Stelle im Landeshaushalt weg-
fallen soll.

Ausgenommen davon sind ledig-
lich der Bildungsbereich und die Po-
lizei. Konkret sind für 2010 damit
115 Neueinstellungen geplant.
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Dies bedeutet einen leichten Perso-
nalrückgang.

Beförderungen

Das Beförderungsbudget für
2010 beträgt 735.000 �. Die Höhe
dieses Budgets war durch den soge-
nannten Generationenpakt mög-
lich. Generationenpakt bedeutet:
Nach Abschluss der Ausbildung er-
halten PKs das Gehalt für ein Jahr
aus der A 8. Das damit eingesparte
Geld wird dem normalen Beförde-
rungsbudget hinzugerechnet.

Arbeitszeit/Lebensarbeitszeit

Die besondere Altersgrenze für
Polizei und Feuerwehr bleibt wie bis-
her bestehen, d.h. weiterhin Ruhe-
stand bei Vollendung des 60. Le-
bensjahres. Es gibt seit 2 Jahren
jedoch die Möglichkeit, auf freiwilli-
ger Basis die Lebensarbeitszeit
schrittweise (jedes Jahr neuer An-
trag) für maximal 3 Jahre zu verlän-
gern.

Die Zahl der Kollegen, die freiwil-
lig verlängern, steigt ständig (wenn
auch nur leicht) an.

Blaue Uniform

Der neue Innenminister Stefan
Toscani hat einen Prüfauftrag an die
Bekleidungskammer bzg. einer ev.
Einführung der blauen Uniform he-
rausgegeben.

Sachsen

Neue Staatsregierung

Der Freistaat Sachsen hat eine
neue Staatsregierung, in der sich
die Farben geändert haben. Das
Schwarz ist geblieben, aber das Rot
wurde durch Gelb ersetzt. In den
Zeiten des Wahlkampfes verkünde-
te die FDP, dass der Stopp des Stel-
lenabbaus in der Polizei ein absolut
wichtiges Ziel sei, um die Sicherheit
im Freistaat gewährleisten zu kön-
nen. Die Wahl war noch gar nicht
richtig gelaufen, da verkaufte der
Chef der FDP, Holger Zastrow, dass
man jährlich 300 Beamte einstellen
wolle mit dem Ziel, die Polizei zu
verjüngen, ihre Belastbarkeit zu er-
höhen und die Sicherheit zu ge-
währleisten. Scheinbar wurde Herr
Zastrow schlecht beraten, denn die-
se 300 Einstellungen pro Jahr sind
ein Ergebnis des GdP-Kampfes der

letzten Jahre in Sachsen. Verschwie-
gen wurde natürlich, dass der
geplante Abbau der Vorgängerre-
gierung damit nicht gestoppt wur-
de. Die sächsische Polizei wird wei-
ter schrumpfen, die enorme
Belastung wird weiter steigen und in
deren Ergebnis werden unsere Be-
amten und das Tarifpersonal noch
schneller verschlissen sein. Und da-
mit nicht genug: Ministerpräsident
Tillich, informierte über die Medien
das sächsische Volk, dass im öffent-
lichen Dienst weiter gespart werde,
um Steuergelder effektiver einset-
zen zu können. Es sollen künftig
noch 70 000 Beschäftigte im öffent-
lichen Dienst für das Wohl des Vol-
kes sorgen. Damit verbunden ist
eine Reduzierung von ca. 18 000
Stellen. Die Präsidenten haben wohl
schon Zahlen des Abbaus erhalten,
die eine steigende Tendenz aufwei-
sen.

Die blaue Uniform

Der Kollege Münnich aus Sach-
sen bedankte sich zunächst bei al-
len Mitstreitern des Bundesfachaus-
schusses für die Hilfe und
Unterstützung bei seiner Anfrage in
Bezug auf die blaue Uniform. Er
konnte sich dadurch ein gutes Bild
über die bisher eingeführten Unifor-
men machen und die Vor- und
Nachteile schildern und auch darle-
gen, welche Probleme bei der Ein-
führung in anderen Bundesländern
aufgetreten sind. Mit diesem Rüst-
zeug ist man als Landesfachaus-
schuss angetreten und hat sich mit
der Thematik, aus sächsischer Sicht,
beschäftigt. Es ist gelungen, das Au-
genmerk der politischen und poli-
zeilichen Verantwortungsträger, auf
die Funktionalität und nicht auf das
Aussehen der Uniformen zu lenken.
In der Zwischenzeit ist die Entschei-
dung gefallen und in diesen Tagen
sollen die ersten Kollegen des Berei-
ches Dresden die neue Uniform er-
halten. Im Vorfeld gab es eine Um-
frage im Netz der Polizei, wo die
Uniformen der Länder Hessen und
Brandenburg zur Abstimmung stan-
den. Inhalt der Umfrage waren na-
türlich auch Fotos, die die Unifor-
men darstellten. Schon zu Beginn
der Diskussionen um die blaue Uni-
form hörte man aus dem Innenmi-
nisterium, dass die Uniform Bran-
denburgs wohl am geeignetsten

erscheine. In der bildlichen Darstel-
lung der Uniformen waren dann
auch „kleine Hilfen“ für unsere Kol-
legen eingebaut. So war die hessi-
sche Uniform nur mit Sechseckmüt-
ze abgebildet, ein Kleidungsstück,
das in Sachsen auf breite Ableh-
nung stößt. Dafür war das Basecup
nur bei den brandenburgischen
Uniformen zu sehen. Aber die Ent-
scheidung ist gefallen, und so ist zu
hoffen, dass die Umstellung bis
2011 abgeschlossen ist.

Personalentwicklung

Im Freistaat hat man erkannt,
dass die Zahl der Polizisten an der
Basis abnimmt und dass sich daraus
auch Probleme ergeben. Nun will
man das vorhandene Personal ef-
fektiver einsetzen. So stellte man
fest, dass die Aufklärung in Leipzig
gesunken und die Kriminalität im
Steigen begriffen ist. Sofort werden
die Zahlen der Versetzungen aus
der BePo geändert. Die Stadt Leipzig
soll ca. 100 Planstellen zusätzlich
erhalten. Daraus resultiert nun al-
lerdings der Umstand, dass andere
Direktionen weniger bekommen,
was zu einer weiteren Überalterung
und Leistungsminderung führt. Und
hierzu kommt dann noch der neu
beschlossene Stellenabbau.

Zweigeteilte Laufbahn

Kein Thema in Sachsen!

Altersteilzeit

Ende 2009 endet die Chance auf
Altersteilzeit.

(Freie) Heilfürsorge

Die (Freie) Heilfürsorge bleibt be-
stehen. Die Beamten sind in den Lei-
stungen jetzt Kassenpatienten
gleichgestellt. Es gibt zwar Spekula-
tionen, aber diese entbehren
scheinbar jeder Grundlage.

Fortsetzung folgt....
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Überraschungssieger beim 8. GdP-Doppelkopfturnier der 
KG Limburg-Weilburg  
 
Die Kreisgruppe Limburg-Weilburg richtete am 15 April ihr achtes Doppelkopfturnier aus und 
konnte sich über fünf voll besetzter Tische freuen. In der „Freiherr-vom-Stein-Kaserne“ trafen 
sich 20 begeisterte Kartenspieler und freuten sich auf ein paar Stunden hochkonzentriertes 
„Zocken“ und alle hatten nur ein Ziel…….. 
 

Fünf Tische, zwei 
Runden mit jeweils 24 
Spielen und fünf bis 
sechs Stunden unbe-
schwertes Kartenspielen. 
Dazu ein paar  Diskus-
sionen über die Regel-
auslegungen - mit diesen 
Aussichten und der Aus-
losung für die erste 
Runde begann das achte 
Doppelkopfturnier der 
Kreisgruppe Limburg –
Weilburg.  
Unser Vorsitzender 
Klaus Schmidt begrüßte  
die Teilnehmer,innen und 
Teilnehmer.  
Wie immer war das 
Turnier perfekt vorbe-
reitet und hatte sich im 
gesamten Polizeipräsi-
dium herumgesprochen, 
da auf vielen Stationen 
und Revieren unser 
ankündigendes Plakat 
zum Aushang kam.   
 
Runde 1 
Bunt zusammengewürfelt 
fanden sich die Teilneh-
mer der ersten Runde an 
ihren Tischen zusam-
men. Nervosität oder gar 
Aufregung waren nicht 
zu spüren. Immer wieder 
entspanntes Lachen und 
Freude über ein gutes 
oder außergewöhnliches 
Blatt wurden kommen-
tiert.  
An den Tischen 1 und 3 
wurden am Ende der 
ersten Runde schnell 
zwei Kandidaten ausge-
macht, die für einen 
möglichen Titelgewinn in 
Betracht kommen. Lothar 
Hölzgen führte nach der 
ersten Runde mit 55 

Punkten und befand sich nach 
dem siebten Spiel in einem 
permanenten Aufwätstrend. 18 
Punkte für sein gewonnenes 
Pflichtsolo und bei einigen 
Spielen einen starken Partner 
an seiner Seite waren die 
Grundlage des vielversprechen-
den Punktestands in dieser 
ersten Runde.  
Dieter Eisenkopf hatte an Tisch 
drei einen ähnlich guten Lauf 
und sammelte in dieser ersten 
Runde 41 Punkte auf seinem 
Konto. Der Aufwärtstrend 
begann für ihn allerdings erst 
nach dem 13ten Spiel. Am 
gleichen Tisch hätte sich unser 
„Zocker-Pfarrer“ sicherlich die 
Haare raufen können, denn nur 
wenig wollte gelingen. Seine 
Bilanz am Ende der ersten 
Runde war mit -37 Punten eher 
ernüchternd. Mit diesem 
Ergebnis war er aber nicht das 
Schlusslicht in dieser Runde, 
sondern wurde von Michael 
Schönberger mit -71 Punkten 
noch „überboten“. Bei Michael 
war es schon beinahe peinlich, 
mit ansehen zu müssen, wie 
ungerecht der Zufall die Karten 
manchmal verteilt - ein wenig 
Glück gehört natürlich auch 
dazu, wenn man am Ende eines 
solchen Turniers auf dem 
Treppchen stehen kann.  
In dieser ersten Runde 
versteckten sich die beiden 
späteren Zweit- und Drittplatz-
ierten,nämlich Raschid Barroudi 
und Rainer Becker. Mit 15 und 
35 Punkten schlossen sie diese 
erste Runde zwar mit 
Pluspunkten ab, aber so richtig 
hatte sie kaum jemand im 
Fokus.  
An der Stelle zeigt es sich 
wieder einmal; „von hinten 
stechen die Bienen“! 

 
Von links: Günther Heger, Uwe Hölzgen Thorsten
Berleth und Andre Wirth.  
Ein entspannter Start in die erste Runde, die über
zwei Stunden dauern sollte.  

 
Von links: Rainer Becker, Jörg Geppert, Klaudia
Groß und Regina Hölzgen eröffnen das Spiel an
Tisch 1. 

 
Von links: Dieter Eisenkopf, Joachim Schwarzen-
beck, Conny Hölzgen und Peter Kraus. Ein eher re-
signierter Blick der Vorjahressiegerin ließ nichts
Gutes erwarten. 

 
An Tisch 5 konzentrierten sich in der ersten Runde
von links: Klaus Schmidt, Jürgen Frink, Uwe Jung
und Jörg Müller. 



Runde 2 
An Tisch 5 entwickelte sich ab 
dem zehnten Spiel offensichtlich 
unaufhaltsam der Siegeszug 
von Dieter Eisenkopf. Mit einem 
Solo, welches ihm unter dem 
Strich 21 Punkte einbrachte, 
katapultierte er sich von -11 auf 
+10 Punkte und war in den 
darauffolgenden Spielen noch 
zehn mal erfolgreich auf dem 
Weg an die Spitze dieses 
Turniers. Diese zweite Runde 
beendete Dieter mit noch einmal 
38 Punkten auf seinem Konto 
und erreichte in der Summe 
beider Runden und insgesamt 
48 Spielen respektable 78 
Punkte. 
Tisch 5 war auch einer der 
ersten, die in der zweiten Runde 
ihre 24 Spiele absolviert hatten 
und Dieter Eisenkopf verab-
schiedete sich gleich danach, 
um seinen Nachtdienst in 
Weilburg anzutreten. Zu diesem 
Zeitpunkt kannte er weder seine 
eigene Platzierung, noch die 
seiner Konkurrenten. 
Während Dieter schon auf dem 
Weg in den Nachdienst war, 
kämpften Raschid Bouarroudj 
und Rainer Becker um die Plät-
ze zwei und drei. Aber auch 
Jörg Müller und Lothar Hölzgen 
waren noch in Schlagdistanz zu 
diesen Beiden. 
Unterm Strich machten Raschid 
und Rainer aber die Plätze unter 
sich aus. Während Raschid in 
den letzten fünf Spielen noch 

einmal 8 Punkte ergattern 
konnte, musste Rainer 7 
Punkte durch verlorene 
Spiele abschreiben und so 
gestaltete sich das Ender-
gebnis mit den Platzierun-
gen. 
 
Eine besondere Überra-
schung hatte Klaus Schmidt 
noch für die Teilnehmerin-
nen vorbereitet.  Klaus 
Schmidt übereichte einen 
wunderschönen Strauß von 
Frühlingsblumen an Regina 
Hölzgen, die mit 10 Plus-
punkten als beste Frau 
Platz 10 bei diesem Turnier 
erreichen konnte. 
 
Von hier aus senden wir 
als Turnierleitung und im 
Namen aller Teilnehmer 
einen besonderen Gruß 
an Kerstin Klein, die nach 
einer schweren Erkran-
kung mit einigem Wehmut 
in diesem Jahr an unse-
rem Turnier nicht teil-
nehmen konnte. 
Gute Besserung – und auf 
ein Neues im kommenden 
Jahr. 
 
1 Dieter Eisenkopf          79 Punkte 

2 Raschid Bouarroudj  67 Punkte 

3 Rainer Becker         60 Punkte 

  
Lothar Hölzgen 

 
Die strahlenden Sieger unseres diesjährigen Turniers.  Auf dem linken Bild von
links: Raschid Bouarroudj, Regina Hölzgen, Rainer Becker und Klaus Schmidt. 
Auf dem rechten Bild überreichte Lothar Hölzgen (rechts) dem Turniersieger
Dieter Eisenkopf noch am gleichen Abend die Urkunde des Siegers und das
Preisgeld in Höhe von 50,- €. 

Ein entspanntes Lächeln auf den Lippen des Tur-
niersiegers (zweiter von links), während die ande-
ren Mitspieler ihren Kartenrest scheinbar kritisch 
analysieren.  

Nach dem Spiel erfolgen Auswertung und Vertei-
lung der Punkte. In der Regel zwei zufriedene und 
zwei eher unzufriedene Gesichter. Von links: Thors-
ten Berleth, Andre Wirth, Günther Heger und Uwe 
Hölzgen als „Schriftführer“. 

An Tisch 5 belauerten sich in der ersten Runde von 
links: Uwe Jung, Jörg Müller, Klaus Schmidt und
Jürgen Frink. In dieser Runde hielt sich Klaus 
Schmidt als Organisator deutlich zurück und 
schloss im Ergebnis mit “0“ Punkten ab; dieses Er-
gebnis könnte man durchaus als sehr ausgewogen 
bezeichnen. 

Bei der Siegerehrung kam ein wenig Spannung auf, 
da Klaus Schmidt die Summen beider Spielrunden 
lange „unter Verschluss“ hielt. 
Zweit- und Drittplatzierter – Raschid Bouarroudj 
rechts und Rainer Becker links nahmen Urkunde 
und Preisgeld von Klaus Schmidt entgegen.



100 Jahre Gewerkschaftstreue 
Norbert Naber und Diethelm Stöber wurde der Dank ihrer Gewerkschaft von Conny und 
Lothar Hölzgen persönlich überbracht. 

 
Warum nicht einmal ganz privat, 
an einem wunderschönen Sonn-
tag Vormittag zwei verdiente 
Gewerkschafter besuchen und 
ihnen ganz persönlich den Dank 
ihrer Gewerkschaft überbringen.  
Eine besondere Note erhält die-
se Form der Ehrung dann auch 
noch, wenn die Ehefrauen der 
Jubilare sich als hervorragende 
Gastgeberinnen präsentieren 
und  dafür Sorge tragen, dass 
man sich in diesem Kreise ein-
fach nur wohl fühlt. 
 

Beide Jubilare haben durch ihre  
Treue zur Gewerkschaft der 
Polizei erheblichen Anteil unse-
rer erfolgreichen  Arbeit. Sie 
hierfür nach gemeinsamen 100 
Jahren Mitgliedschaft und Treue 
zu ehren, ist eine Selbstver-
ständlichkeit. 
Norbert Naber und Diethelm 
Stöber haben nach wie vor ein 
hohes Interesse an den Ent-
wicklungen innerhalb der Polizei 
und studieren die Publikationen 
der GdP sehr aufmerksam. Ge-
legenheiten wie diese, sich ta-
gesaktuell informieren zu lassen, 
haben beide Jubilare natürlich 
auch gerne genutzt und Infor-
mationen aus erster Hand be-
kommen. 
 

Die Kreisgruppe Limburg-
Weilburg nutzt traditionell  diese 
besonderen Anlässe, um in 
dienstlichem - oder privatem 
Rahmen die Aushändigung von 
Urkunden vorzunehmen und mit 
einem Geschenk zu begleiten. 
Mit Stolz schaut die GdP auf 
ihre treusten Begleiter und ist 
sich der besonderen Leistung 
dieser Jubilare stets bewusst. 
Dies entsprechend zu würdigen 
ist keine Pflicht, sondern eine 
gebührende Anerkennung, im-
mer verbunden mit aufrichtigem 
Dank. 
 

Lothar Hölzgen 

 

Herzlichen Glückwunsch und Danke sagt 
die 

GdP Kreisgruppe Limburg-Weilburg 
 

Lothar und Conny Hölzgen (von links) gratulieren Norbert Naber zu seinem 50-
jährigen Gewerkschaftsjubiläum. In seiner „guten Stube“ in Mengerskirchen wurde 
der Jubilar an einem Sonntagvormittag aufgesucht und die Ehrung bei Kaffee, Tee 
und Schnittchen, die seine Frau Hildegard vorbereitet hatte, in einer sehr familiären 
Atmosphäre vorgenommen. Neben dem formalen Akt der Urkundenübergabe blieb 
ausreichend Zeit für private Gespräche, in denen die gemeinsamen dienstlichen 
Erlebnisse nicht zu kurz kamen. Natürlich interessierten unseren Pensionär auch die 
aktuellen dienstlichen Ereignisse, die unsere Kolleginnen und Kollegen in der heuti-
gen Zeit beschäftigen. 
 

 
Unser Jubilar Diethelm Stöber (rechts) empfing den stellvertretenden Kreisgruppen-
vorsitzenden Lothar Hölzgen und lud ihn in seinen gepflegten, frühlingshaften Garten 
zu Erfrischungsgetränken ein. Kollege Stöber selbst war von dem angekündigten 
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